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28 .Jahrgang ,Wien ,Dienstag ,den 25 .April1922 .
. e . .

BeurteilungderDispensehenvomEhehindernisderbestehendenEhe.Mehrere
Zeitungenbrachtenam8 .April . J ,in der GerichsssaalrubrikeinenBe¬
richt ,wonachdas OberlandesgerichtWienunter demVorsitzedesHofrates
Mraczekin einer Eheungiltigkeitssacheausgesprochenhabe ,dass imSin¬
nedesbürgerlichenGesetzbuchesalle DispenserteilungenvomEhehindernie
der bestehendenEheUebergriffe der Landesbehördesind ,weil diesesEne¬
hinderniseinunauflöslichessei ,unddahereineDåspensvondemselben
überhauptnicht zulässigsei . "DasPräsidiumdesOberlandesgerichtesin
WienhatdenMagistratalspolitischeLandesbehördeverständigt,dasdie
Worte„UebergriffederLandesbehörde"wedervomVorsitzendennochvon
einemgerichtlichenFunktionärgebrauchtwerden.

AblenkungderStrassenbahnlinie58 .WegenStraßbauarbeitenin derLinken
WienzeilezwischenWinckelmannstzasseundHofalleewerdenabDonnersteg,
den27 . . M.dieZügederLinie58anWerktagenzwischen8Uhrfrühund
5 Uhrnachmittagsin derFahrtzurStadtvonderHadikgasseüberdieRof-¬
allee zurMariahilferstrassegeführt .

EntfallendeSprechstundeDonnerstagentfälltwegendienstlicherVerhin-¬
derungdie SprechstundebeimamtsführendenStadtratKokrda.

DieGesundheitsverhältnissein WienimMärzImMärzhatte Wieneinewe¬
sentliche Besserungder Gesundheitsverhältnisse gegenüberdemFebruarzu
verzeichnen ,wasauf das starke Zurückgehender Brippe-Erkrankungenzurüc
zuführenwar .DieInfektionskrankheiten ,wozuauchdie Grippegehört,

habendadurcheinenstarkenRückgangerfahren ,daßgegenübervon
15. 752MeldungenimFebruarnur3656MeldungenüberGrippeerkrankungen
imMarzerstattetwurden.DieanderenInfektionskrankheitensindimMärzFällen

gestiegen ,so Scharlachvon71/imFebruerauf 102imMärz ,Diühterievon
78auf98 ,Bauchtyphusvon5auf17 .DieDysenterieist von46auf40zu¬
rückgegangen.DieSterblichkeitwarimMärzbedeutendgeringeralsim
Februar .Den3100Sterbefällenstanden2848Lebendgeburtengegenüberso
daß das Defizit in der Bevölkerungsbewegung252 Fälle im Märzgegen1096
imFebruarbetrug.

BundeszuschüssezudenBezügenderFürsorgekräfteprivaterFürsorgeein-¬
richtungen und Anstalten .Die Verordnung des Bundesministeriums für sozi

aleVerwaltungvom11,April1922 ,welchedieDurchführungdesBundesge-¬
setzes betreffend die Förderungprivater Fürsorgeeinrichtungen ausBunde
mittelnregelt ,fordertdieprivatenEinrichtungenundAnstalten ,die
für ihre FürsorgekräftedenAnspruchauf denBundeszuschußhaben ,zurBe¬
werbungbeiderpolitischenLandesstelleauf .DadieinteressiertenKrei¬
se in WienvonderMagistratsabteilung7 bereitsimJännerdurcheinen
allgemeinenAufrufin denTagesblätternzur AnmeldungihrerFürsorge-¬
kräfte veranlasst wurden ,ist die neuerliche Bewerbungin Wienüberflüs

sig .Nur Körperschaften ,die den Anspruchauf einen BundeszuschußimSin¬
nedeserwähntenGesetzeshaben ,undausirgendeinemGrundsichdamals
beiderMagistratsabteilung7 nichtanmeldeten,habenihreAnsuchenbis
spätestens20 .Maibei der Magistratsabteilung7 ,II . Bezirk ,Augarten
Hauptgebäude,I .Stiege ,I .Stockschriftlichodermündlicheinzubringen.
Ebensokönnenbis zu diesemTerminschonangemeldeteKörperschaftenall -¬
fällige Ergänzungen,die sichnachderDurchführungsverordnungergeben
sollten ,anmelden.MitderAusschüttungdesBundeszuschussesist fürdie
Körperschaften,derenAnmeldungenvomJännerundFebruar1922dieAn¬
sprücheklar beurteilen ließen ,durchdas Bundesministeriumfürsoziale
Verwaltungbereitsbegonnenworden .SoweitAufklärungenfür dieZuerken-¬
nungdesAnspruchesnotwendigsind ,werdensie vonamtswegenveranlasst,
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